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Gesetz 
zu dem Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 

zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 
Vom 25. April 1985 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Kopenhagen am 17. Juli 1980 von der Bun­
desrepublik Deutschland unterzeichneten Übereinkom­
men vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau wird mit der Maßga­
be zugestimmt, daß Artikel 7 Buchstabe b des Überein-

kommens nicht angewandt wird, soweit Artikel 12 a 
Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes entgegensteht. Das 
Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

(Übersetzung) 

Die Vertragsstaaten dieses Überein­
kommens-

im Hinblick darauf, daß die Charta der 
Vereinten Nationen den Glauben an die 
Grundrechte des Menschen, an Würde 
und Wert der menschlichen Persönlich­
keit und an die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau erneut bekräftigt; 

im Hinblick darauf, daß die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte') den 
Grundsatz der Unzulässigkeit der Diskri­
minierung bekräftigt und feierlich fest­
stellt, daß alle Menschen frei und an Wür­
de und Rechten gleich geboren sind und 
daß jeder ohne irgendeinen Unterschied, 
einschließlich eines Unterschieds auf­
grund des Geschlechts, Anspruch hat auf 
alle in der genannten Erklärung aufge­
führten Rechte und Freiheiten; 

im Hinblick darauf, daß die Vertrags­
staaten der Internationalen Menschen­
rechtspakte 2) verpflichtet sind, die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
bei der Ausübung aller wirtschaftlichen, 
sozialen, kulturellen, bürgerlichen und 
politischen Rechte sicherzustellen; 

in Anbetracht der unter der Schirmherr­
schaft der Vereinten Nationen und der 
Sonderorganisationen geschlossenen in­
ternationalen Übereinkommen zur Förde­
rung der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau; 

im Hinblick ferner auf die Entschließun­
gen, Erklärungen und Empfehlungen der 
Vereinten Nationen und der Sonderorga­
nisationen zur Förderung der Gleichbe­
rechtigung von Mann und Frau; 

jedoch besorgt darüber, daß die Frau 
trotz dieser verschiedenen Urkunden 
noch immer weitgehend diskriminiert 
wird; 

1) Entschließung 217 A (III) der Generalversammlung. 
1) Entschlteßung 2200 A (XXI) der Generalveraamm-­

luno. Anlage. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im lande Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

unter Hinweis darauf. daß die Diskrimi­
nierung der Frau die Grundsätze der 
Gleichberechtigung und der Achtung der 
Menschenwürde verletzt, die Frauen dar­
an hindert, unter den gleichen Vorausset­
zungen wie Männer am politischen, sozia­
len, wirtschaftlichen und kulturellen Le­
ben ihres Landes teilzunehmen, das 
Wachstum des Wohlstands von Gesell­
schaft und Familie hemmt und der Frau 
die volle Entfaltung ihrer Fähigkeiten im 
Dienste ihres Landes und der Menschheit 
erschwert; 

besorgt darüber, daß dort, wo Armut 
herrscht, Frauen beim Zugang zu Nah­
rungsmitteln, Gesundheitseinrichtungen, 
Bildung, Ausbildung und Beschäftigungs­
möglichkeiten sowie bei der Befriedigung 
sonstiger Bedürfnisse am ehesten be­
nachteiligt werden; 

in der Überzeugung, daß die Errichtung 
der neuen Weltwirtschaftsordnung auf 
der Grundlage von Gleichheit und Ge­
rechtigkeit wesentlich zur Förderung der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
beitragen wird; 

nachdrücklich darauf hinweisend, daß 
die Beseitigung der Apartheid, jeder Form 
von Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Kolonialismus, Neokolonialismus, Ag­
gression, ausländischer Besetzung und 
Fremdherrschaft sowie von Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der Staa­
ten für die volle Ausübun·g der Rechte von 
Mann und Frau unerläßlich ist; 

in Bekräftigung dessen, daß die Festi­
gung des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit, die internationale Ent­
spannung, die Zusammenarbeit zwischen 
allen Staaten ungeachtet ihrer Gesell­
schafts- und Wirtschaftsordnung, die all­
gemeine und vollständige Abrüstung -
insbesondere die nukleare Abrüstung un­
ter strenger und wirksamer internationa­
ler Kontrolle -, die Durchsetzung der 
Grundsätze der Gerechtigkeit. der 
Gleichberechtigung und des beiderseiti­
gen Nutzens in den zwischenstaatlichen 
Beziehungen und die Verwirklichung des 
Rechts der unter Fremd- und Kolonial­
herrschaft sowie ausländischer Beset-

zung lebenden Völker auf Selbstbestim­
mung und Unabhängigkeit sowie die Ach­
tung der nationalen Souveränität und der 
territorialen Unversehrtheit den sozialen 
Fortschritt und die soziale Entwicklung 
fördern und somit zur Verwirklichung der 
vollen Gleichberechtigung von Mann und 
Frau beitragen werden; 

überzeugt, daß die größtmögliche und 
gleichberechtigte Mitwirkung der Frau in 
allen Bereichen Voraussetzung für die 
vollständige Entwicklung eines Landes, 
für das Wohlergehen der Welt und für die 
Sache des Friedens ist; 

eingedenk des bisher noch nicht voll 
anerkannten bedeutenden Beitrags der 
Frau zum Wohlergehen der Familie und 
zur Entwicklung der Gesellschaft, der so­
zialen Bedeutung der Mutterschaft und 
der Rolle beider Elternteile in der Familie 
und bei der Kindererziehung sowie in dem 
Bewußsein, daß die Rolle der Frau bei der 
Fortpflanzung kein Grund zur Diskriminie­
rung sein darf und daß die Kindererzie­
hung eine Aufgabe ist, in die sich Mann 
und Frau sowie die Gesellschaft insge­
samt teilen müssen; 

in dem Bewußtsein, daß sich die tradi­
tionelle Rolle des MaMes und die Rolle 
der Frau in der Gesellschaft und in der Fa­
milie wandeln müssen, wenn die volle 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
erreicht werden soll; 

entschlossen, die in der Erklärung über 
die Beseitigung der Diskriminierung der 
Frau niedergelegten Grundsätze zu ver­
wirklichen und zu diesem Zweck die zur 
Beseitigung jeder Form und Erschei­
nungsweise einer solchen Diskriminie­
rung erforderlichen Maßnahmen zu er­
greifen -

sind wie folgt übereingekommen: 

Teil 1 

Artikel 

In diesem Übereinkommen bezeichnet 
der Ausdruck „Diskriminierung der Frau" 
jede mit dem Geschlecht begründete 



112 

Unterscheidung, Ausschließung oder Be­
schränkung, die zur Folge oder zum Ziel 
hat, daß die auf die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau gegründete Anerken­
nung, Inanspruchnahme oder Ausübung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
durch die Frau - ungeachtet ihres Fami­
lienstands - im politischen, wirtschaftli­
chen, sozialen, kulturellen, staatsbürger­
lichen oder jedem sonstigen Bereich be­
einträchtigt oder vereitelt wird. 

Artikel 2 

Die Vertragsstaaten verurteilen jede 
Form von Diskriminierung der Frau; sie 
kommen überein, mit allen geeigneten 
Mitteln unverzüglich eine Politik zur Be­
seitigung der Diskriminierung der Frau zu 
verfolgen, und verpflichten sich zu diesem 
Zweck, 

a) den Grundsatz der Gleichberechti­
gung von Mann und Frau in ihre 
Staatsverfassung oder in andere ge­
eignete Rechtsvorschriften aufzuneh­
men, sofern sie dies noch nicht getan 
haben, und durch gesetzgeberische 
und sonstige Maßnahmen für die tat­
sächliche Verwirklichung dieses 
Grundsatzes zu sorgen; 

b) durch geeignete gesetzgeberische 
und sonstige Maßnahmen, gegebe­
nenfalls auch Sanktionen, jede Diskri­
minierung der Frau zu verbieten; 

c) den gesetzlichen Schutz der Rechte 
der Frau auf der Grllndlage der Gleich­
berechtigung mit dem Mann zu ge­
währleisten und die Frau durch die zu­
ständigen nationalen Gerichte und 
sonstigen öffentlichen Einrichtungen 
wirksam vor jeder diskriminierenden 
Handlung zu schützen; 

d) Handlungen oder Praktiken zu unter­
lassen, welche die Frau diskrimi­
nieren, und dafür zu sorgen, daß alle 
staatlichen Behörden und öffentlichen 
Einrichtungen im Einklang mit dieser 
Verpflichtung handeln; 

e) alle geeigneten Maßnahmen zur Be­
seitigung der Diskriminierung der Frau 
durch Personen, Organisationen oder 
Unternehmen zu ergreifen; 

f) alle geeigneten Maßnahmen ein­
schließlich gesetzgeberischer Maß­
nahmen zur Änderung oder Aufhe­
bung aller bestehenden Gesetze, Ver­
ordnungen, Gepflogenheiten und 
Praktiken zu treffen, die eine Diskrimi­
nierung der Frau darstellen; 

g) alle innerstaatlichen strafrechtlichen 
Vorschriften aufzuheben, die eine Dis­
kriminierung der Frau darstellen. 

Artikel 3 

Die Vertragsstaaten treffen auf allen 
Gebieten, insbesondere auf politischem, 
sozialem, wirtschaftlichem und kulturel­
lem Gebiet, alle geeigneten Maßnahmen 
einschließlich gesetzgeberischer Maß-

nahmen zur Sicherung der vollen Entfal­
tung und Förderung der Frau, damit ge­
währleistet wird, daß sie die Menschen­
rechte und Grundfreiheiten gleichberech­
tigt mit dem Mann ausüben und genießen 
kann. 

Artikel 4 

(1) Zeitweilige Sondermaßnahmen der 
Vertragsstaaten zur beschleunigten Her­
beiführung der De-facto-Gleichberechti­
gung von Mann und Frau gelten nicht als 
Diskriminierung im Sinne dieses Überein­
kommens, dürfen aber keinesfalls die Bei­
behaltung ungleicher oder gesonderter 
Maßstäbe zur Folge haben; diese Maß­
nahmen sind aufzuheben, sobald die Zie­
le der Chancengleichheit und Gleichbe­
handlung erreicht sind. 

(2) Sondermaßnahmen der Vertrags­
staaten - einschließlich der in diesem 
Übereinkommen genannten Maßnahmen 
- zum Schutz der Mutterschaft gelten 
nicht als Diskriminierung. 

Artikel 5 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeig­
neten Maßnahmen, 

a) um einen Wandel in den sozialen und 
kulturellen Verhaltensmustern von 
Mann und Frau zu bewirken. um so zur 
Beseitigung von Vorurteilen sowie von 
herkömmlichen und allen sonstigen 
auf der Vorstellung von der Unterle­
genheit oder Überlegenheit des einen 
oder anderen Geschlechts oder der 
stereotypen Rollenverteilung von 
Mann und Frau beruhenden Praktiken 
zu gelangen; 

b) um sicherzustellen, daß die Erziehung 
in der Familie zu einem richtigen Ver­
ständnis der Mutterschaft als einer 
sozialen Aufgabe und zur Anerken­
nung der gemeinsamen Verantwor­
tung von Mann und Frau für die Erzie­
hung und Entwicklung ihrer Kinder 
beiträgt, wobei davon ausgegangen 
wird, daß das Interesse der Kinder in 
allen Fällen vorrangig zu berücksich­
tigen ist. 

Artikel 6 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeig­
neten Maßnahmen einschließlich gesetz­
geberischer Maßnahmen zur Abschaf- • 
fung jeder Form des Frauenhandels und 
der Ausbeutung der Prostitution von 
Frauen. 

Teil II 

Artikel 7 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeig-· 
neten Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau im politischen 
und öffentlichen Leben ihres Landes und 
gewährleisten insbesondere allen Frauen 
in gleicher Weise wie den Männern 
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a) das Stimmrecht bei allen Wahlen und 
Volksabstimmungen sowie das passi­
ve Wahlrecht für alle öffentlich ge­
wählten Gremien; 

b) das Recht auf Mitwirkung an der Aus­
arbeitung der Regierungspolitik und 
deren Durchführung sowie auf Beklei­
dung öffentlicher Ämter und auf Wahr­
nehmung aller öffentlichen Aufgaben 
auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit; 

c) das Recht auf Mitarbeit in nichtstaatli­
chen Organisationen und Vereinigun­
gen, dil! sich mit dem öffentlichen und 
politischen Leben ihres Landes befas­
sen. 

Artikel 8 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeig­
neten Maßnahmen, um sicherzustellen, 
daß Frauen unter den gleichen Bedingun­
gen wie Männer und ohne Diskriminie­
rung die Möglichkeit haben, ihre Regie­
rung auf internationaler Ebene zu vertre­
ten und an der Arbeit internationaler Or­
ganisationen mitzuwirken. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsstaaten gewähren 
Frauen die gleichen Rechte wie Männern 
hinsichtlich des Erwerbs, des Wechsels 
oder der Beibehaltung der Staatsangehö­
rigkeit. Insbesondere stellen die Ver­
tragsstaaten sicher, daß weder durch 
Eheschließung mit einem Ausländer noch 
durch Wechsel der Staatsangehörigkeit 
des Ehemanns im laufe der Ehe ohne 
weiteres sich die Staatsangehörigkeit der 
Frau ändert, diese staatenlos wird oder 
ihr die Staatsangehörigkeit ihres Mannes 
aufgezwungen wird. 

(2) Die Vertragsstaaten gewähren 
Frauen die gleichen Rechte wie Männern 
im Hinblick auf die Staatsangehörigkeit 
ihrer Kinder. 

Teil III 

Artikel 10 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeig­
neten Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau, um ihr im Bil­
dungsbereich die gteichen Rechte wie 
dem Mann zu gewährleisten und auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau insbesondere folgendes 
sicherzustellen: 

a) gleiche Bedingungen bei der Berufs­
beratung, bei der Zulassung zum Un­
terricht und beim Erwerb von Zeugnis­
sen an Bildungseinrichtungen jeder 
Art sowohl in ländlichen als auch in 
städtischen Gebieten; diese Gleich­
berechtigung gilt im Hinblick auf Vor­
schulen, allgemeinbildende Schulen, 
Fachschulen, allgemeine und techni­
sche Bildungseinrichtungen im tertiä­
ren Bereich sowie für jede Art der Be­
rufsausbildung; 

b) Zulassung zu denselben Bildungs­
programmen und Prüfungen sowie 
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Lehrkräften mit gleichwertigen Qualifi­
kationen und zu Schulanlagen und 
Schulausstattungen derselben Quali­
tät; 

c) Beseitigung jeder stereotypen Auffas­
sung in bezug auf die Rolle von Mann 
und Frau auf allen Bildungsebenen 
und in allen Unterrichtsformen durch 
Förderung der Koedukation und son­
stiger Erziehungsformen, die zur Errei­
chung dieses Zieles beitragen, insbe­
sondere auch durch Überarbeitung 
von Lehrbüchern und Lehrplänen und 
durch Anpassung der Lehrmethoden; 

d) Chancengleichheit bei der Erlangung 
von Stipendien und sonstigen Ausbil­
dungsbeihilfen; 

e) gleiche Möglichke.iten des Zugangs zu 
Weiterbildungsprogrammen, darunter 
Programme für erwachsene Analpha­
beten und zur funktionellen Alphabeti­
sierung, insbesondere zur möglichst 
baldigen Verringerung jeden Bil­
dungsgefälles zwischen Mann und 
Frau; 

f) Verringerung des Prozentsatzes von 
Frauen, die ihre Ausbildung abbre­
chen, sowie Veranstaltung von Pro­
grammen für Mädchen und Frauen, die 
vorzeitig von der Schule abgegangen 
sind; 

g) gleiche Möglichkeiten zur aktiven Teil­
nahme an Sport und Leibesübungen; 

h) Zugang zu spezifischen Bildungsinfor­
mationen, die zur Gesunderhaltung 
und zum Wohlergehen der Familie bei­
tragen, einschließlich Aufklärung und 
Beratung in bezug auf die Familienpla­
nung. 

Artikel 11 

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle ge­
eigneten Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau im Berufsleben 
um ihr auf der Grundlage der Gleichbe~ 
rechtigung von Mann und Frau gleiche 
Rechte zu gewährleisten, insbesondere 

a) das Recht auf Arbeit als unveräußerli­
ches Recht jedes Menschen; 

b) das Recht auf dieselben Arbeitsmög­
lichkeiten einschließlich der Anwen­
dung derselben Auswahlkriterien bei 
der Einstellung; 

c) das Recht auf freie Berufswahl und 
freie Wahl des Arbeitsplatzes, das 
Recht auf beruflichen Aufstieg, Ar­
beitsplatzsicherheit und alle Leistun­
gen und Arbeitsbedingungen sowie 
das Recht auf Berufsausbildung und 
Umschulung, einschließlich einer 
Lehre, der Berufsfortbildung und der 
ständigen Weiterbildung; 

d) das Recht auf gleiches Entgelt, ein­
schließlich sonstiger Leistungen, und 
auf Gleichbehandlung bei gleichwer­
tiger Arbeit sowie Gleichbehandlung 
bei der Bewertung der Arbeitsqualität; 

e) das Recht auf soziale Sicherheit, ins­
besondere auf Leistungen bei Eintritt 
in den Ruhestand, bei Arbeitslosigkeit, 
Krankheit, Invalidität und im Alter oder 
bei sonstiger Arbeitsunfähigkeit sowie 
das Recht auf bezahlten Urlaub; 

f) das Recht auf Schutz der Gesundheit 
und auf Sicherheit am Arbeitsplatz, 
einschließlich des Schutzes der Fort­
pflanzungsfähigkeit. 

(2) Um eine Diskriminierung der Frau 
wegen Eheschließung oder Mutterschaft 
zu verhindern und ihr ein wirksames 
Recht auf Arbeit zu gewährleisten, treffen 
die Vertragsstaaten geeignete Maßnah­
men 

a) zum - mit der Androhung von Sank­
tionen verbundenen - Verbot der Ent­
lassung wegen Schwangerschaft oder 
Mutterschaftsurlaubs sowie der Dis­
kriminierung aufgrund des Familien­
stands bei Entlassungen; 

b) zur Einführung des bezahlten oder 
mit vergleichbaren sozialen Vorteilen 
verbundenen Mutterschaftsurlaubs 
ohne Verlust des bisherigen Arbeits­
platzes, des Dienstalters oder sozialer 
Zulagen; 

c) zur Förderung der Bereitstellung 
der erforderlichen unterstützenden 
Sozialdienste, die es Eltern ermög­
lichen, ihre Familienpflichten mit ihren 
beruflichen Aufgaben und mit der Teil­
nahme am öffentlichen Leben zu ver­
einbaren, insbesondere durch Förde­
rung der Errichtung und des Ausbaus 
eines Netzes von Einrichtungen zur 
Kinderbetreuung; 

d) zur Gewährung besonderen Schutzes 
für Frauen während der Schwanger­
schaft bei Beschäftigungsarten, die 
sich als schädlich für Schwangere er­
wiesen haben. 

(3) Die Gesetze zum·schutz der Frau in 
den in diesem Artikel genannten Berei­
chen werden in regelmäßigen Abständen 
anhand der wissenschaftlichen und tech­
nischen Erkenntnisse überprüft und erfor­
derlichenfalls geändert, aufgehoben oder 
erweitert. 

Artikel 12 

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle 
geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung 
der Diskriminierung der Frau im Bereich 
des Gesundheitswesens, um der Frau 
gleichberechtigt mit dem Mann Zugang zu 
den Gesundheitsdiensten, einschließlich 
derjenigen im Zusammenhang mit der Fa­
milienplanung, zu gewährleisten. • 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 sor­
gen die Vertragsstaaten für angemesse­
ne und erforderlichenfalls unentgeltliche 
Betreuung der Frau während der 
Schwangerschaft sowie während und 
nach der Entbindung und für eine ausrei­
chende Ernährung während der Schwan­
gerschaft und der Stillzeit. 
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Artikel 13 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeig­
neten Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau in anderen Be­
reichen des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens, um der Frau nach dem Gleich­
heitsgrundsatz die gleichen Rechte wie 
dem Mann zu gewährleisten, insbesonde­
re 

a) das Recht auf Familienbeihilfen; 

b) das Recht, Bankdarlehen, Hypotheken 
und andere Finanzkredite aufzuneh­
men; 

c) das Recht auf Teilnahme an Freizeit­
beschäftigungen, Sport und allen 
Aspekten des kulturellen Lebens. 

Artikel 14 

(1) Die Vertragsstaaten berücksichti­
gen die besonderen Probleme der Frauen 
auf dem lande und die wichtige Rolle die­
ser Frauen für das wirtschaftliche Überle­
ben ihrer Familien, einschließlich ihrer Ar­
beit in nichtmonetären Wirtschaftsberei­
chen, und treffen alle geeigneten Maß­
nahmen, um dafür zu sorgen, daß die Be­
stimmungen dieses Übereinkommens 
auch auf Frauen in ländlichen Gebieten 
Anwendung finden. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle ge­
eigneten Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau in ländlichen 
Gebieten. um dafür zu sorgen, daß sie 
gleichberechtigt mit dem Mann an der 
ländlichen Entwicklung und an den sich 
daraus ergebenden Vorteilen teilhaben 
kann, und gewährleisten ihr insbesonde­
re das Recht auf 

a) Mitwirkung - auf allen Ebenen - an der 
Aufstellung und Durchführung von 
Entwicklungsplänen; 

b) Zugang zu angemessenen Gesund­
heitsdiensten, einschließlich Aufklä­
rungs- und Beratungsdiensten und 
sonstigen Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Familienplanung; 

c) unmittelbare Leistungen aus Pro­
grammen der sozialen Sicherheit; 

d) schulische und außerschulische Aus­
bildung und Bildung jeder Art, ein­
schließlich funktioneller Alphabetisie­
rung, sowie die Nutzung aller Gemein­
schafts- und Volksbildungseinrichtun­
gen, insbesondere zur Erweiterung 
ihres Fachwissens; 

e) Organisierung von Selbsthilfegruppen 
und Genossenschaften zur Erlangung 
wirtschaftlicher Chancengleichheit 
durch selbständige oder unselbstän­
dige Arbeit; 

f) Teilnahme an allen Gemeinschaftsbe­
tätigungen; 

g) Zugang zu landwirtschaftlichen Kredi­
ten und Darlehen, Vermarktungsein­
richtungen und geeigneten Technolo­
gien sowie Gleichbehandlung im Rah-
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men von Boden- und Agrarreformen 
und ländlichen Umsiedlungsaktionen; 

h) angemessene Lebensbedingungen, 
insbesondere im Hinblick auf Woh­
nung, sanitäre Einrichtungen, Elektri• 
zitäts- und Wasserversorgung sowie 
Verkehrs- und Nachrichtenverbindun­
gen. 

Teil IV 

Artikel 15 

(1) Die Vertragsstaaten stellen die Frau 
dem Mann vor dem Gesetz gleich. 

(2) Die Vertragsstaaten gewähren der 
Frau in zivilrechtlichen Fragen dieselbe 
Rechtsfähigkeit wie dem Mann und die­
selben Möglichkeiten zur Ausübung die­
ser Rechtsfähigkeit. Insbesondere räu­
men sie der Frau gleiche Rechte in bezug 
auf den Abschluß von Verträgen und die 
Verwaltung von Vermögen ein und ge­
währen ihr Gleichbehandlung in allen 
Stadien gerichtlicher Verfahren. 

(3) Die Vertragsstaaten kommen über­
ein, daß alle Verträge und alle sonstigen 
Privaturkunden, deren Rechtswirkung auf 
die Einschränkung der Rechtsfähigkeit 
der Frau gerichtet ist, nichtig sind. 

(4) Die Vertragsstaaten gewähren 
Männern und Frauen die gleichen Rechte 
hinsichtlich der Rechtsvorschriften über 
die Freizügigkeit und die freie Wahl ihres 
Aufenthaltsorts und ihres Wohnsitzes. 

Artikel 16 

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle ge­
eigneten Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau in Ehe- und Fa­
milienfragen und gewährleisten auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau insbesondere folgende 
Rechte: 

a) gleiches Recht auf Eheschließung; 

b) gleiches Recht auf freie Wahl des Ehe­
gatten sowie auf Eheschließung nur 
mit freier und voller Zustimmung; 

c) gleiche Rechte und Pflichten in der 
Ehe und bei deren Auflösung; 

d) gleiche Rechte und Pflichten als El­
tern, ungeachtet ihres Familienstands, 
in allen ihre Kinder betreffenden Fra­
gen; in jedem Fall sind die Interessen 
der Kinder vorrangig zu berücksichti­
gen; 

e) gleiches Recht auf freie und verant­
wortungsbewußte Entscheidung über 
Anzahl und Altersunterschied ihrer 
Kinder sowie auf Zugang zu den zur 
Ausübung dieser Rechte erforderli­
chen Informationen, Bildungseinrich­
tungen und Mitteln; 

f) gleiche Rechte und Pflichten in Fragen 
der Vormundschaft, Pflegschaft, Per­
sonen- und Vermögenssorge, Adop­
tion von Kindern oder ähnlichen 
Rechtseinrichtungen, soweit das 
innerstaatliche Recht derartige 
Rechtsinstitute kennt; in jedem Fall 
sind die Interessen der Kinder vorran­
gig zu berücksichtigen; 

g) die gleichen persönlichen Rechte als 
Ehegatten, einschließlich des Rechts 
auf Wahl des Familiennamens, eines 
Berufs und einer Beschäftigung; 

h) gleiche Rechte beider Ehegatten hin­
sichtlich des Eigentums an Vermögen 
und dessen Erwerb, Bewirtschaftung, 
Verwaltung und Nutzung sowie der 
Verfügung darüber, gleichviel ob un­
entgeltlich oder gegen Entgelt. 

(2) Die Verlobung und Eheschließung 
eines Kindes haben keine Rechtswirk­
samkeit; es werden alle erforderlichen 
Maßnahmen einschließlich gesetzgeberi­
scher Maßnahmen ergriffen, um ein Min• 
destalter für die Eheschließung festzule• 
gen und die Eintragung der Eheschlie­
ßung in ein amtliches Register zur Pflicht 
zu machen. 

Teil V 
(Auszug) 

Artikel 17 

(1) Zur Prüfung der Fortschritte bei der 
Durchführung dieses Übereinkommens 
wird ein (im folgenden als „Ausschuß" 
bezeichneter) Ausschuß für die Beseiti­
gung der Diskriminierung der Frau einge­
setzt; er besteht zum Zeitpunkt des ln­
krafttretens des Übereinkommens aus 
achtzehn, nach Ratifikation oder Beitritt 
des fünfunddreißigsten Vertragsstaats 
aus dreiundzwanzig Sachverständigen 
von hohem sittlichem Rang und großer 
Sachkenntnis auf dem von dem Überein­
kommen erfaßten Gebiet. Die Sachver­
ständigen werden von den Vertragsstaa­
ten unter ihren Staatsangehörigen aus• 
gewählt und sind in persönlicher Eigen­
schaft tätig; dabei ist auf eine gerechte 
geographische Verteilung und auf Vertre­
tung der verschiedenen Zivilisations­
formen sowie der wichtigsten Rechtssy­
steme zu achten. 

(2) Die Mitglieder des Ausschusses 
werden in geheimer Wahl aus einer Liste 
von Personen gewählt, die von den Ver­
tragsstaaten benannt worden sind. Jeder 
Vertragsstaat kann einen seiner eigenen 
Staatsangehörigen benennen. 

Artikel 18 

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten 
sich, dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen zur Beratung durch den Aus• 
schuß einen Bericht über die zur Durch• 
führung dieses Übereinkommens getrof­
fenen Gesetzgebungs-, Gerichts-, Ver­
waltungs- und sonstigen Maßnahmen 
und die diesbezüglichen Fortschritte vor­
zulegen, 
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Artikel 21 

(1) Der Ausschuß berichtet der Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen 
jährlich durch den Wirtschafts- und Sozi­
alrat über seine Tätigkeit und kann auf­
grund der Prüfung der von den Vertrags­
staaten eingegangenen Berichte und 
Auskünfte Vorschläge machen und allge­
meine Empfehlungen abgeben. 

Teil VI 

Artikel 23 

Dieses Übereinkommen läßt zur Her­
beiführung der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau besser geeignete Bestim­
mungen unberührt, die enthalten sind 

a) in den Rechtsvorschriften eines Ver­
tragsstaats oder 

b) in sonstigen für diesen Staat gelten­
den internationalen Übereinkommen, 
Verträgen oder Abkommen. 

Artikel 24 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, 
alle Maßnahmen zu treffen, die auf natio­
naler Ebene zur vollen Verwirklichung der 
in diesem Übereinkommen anerkannten 
Rechte erforderlich sind. 

Artikel 28 

(2) Mit Ziel und Zweck dieses Überein­
kommens unvereinbare Vorbehalte sind 
nicht zulässig. 

Artikel 29 

(1) Entsteht zwischen zwei oder mehr 
Vertragsstaaten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Übereinkommens 
eine Streitigkeit, die nicht auf dem Ver­
handlungsweg beigelegt werden kann, so 
wird sie auf Verlangen einer Partei zum 
Gegenstand eines Schiedsverfahrens 
gemacht. Können sich die Parteien inner­
halb von sechs Monaten vom Zeitpunkt 
des Antrags auf ein Schiedsverfahren 
über dessen Ausgestaltung nicht einigen, 
so kann eine Partei die Streitigkeit dem 
Internationalen Gerichtshof vorlegen, in• 
dem sie einen Antrag im Einklang mit des­
sen Statut stellt. 

. (2) Jeder Vertragsstaat kann zum Zeit­
punkt der Unterzeichnung oder Ratifika­
tion des Übereinkommens oder seines 
Beitritts dazu erklären, daß er sich durch 
Absatz 1 nicht als gebunden ansieht. Die 
anderen Vertragsstaaten sind gegenüber 
einem Vertragsstaat, der einen derartigen 
Vorbehalt angebracht hat, durch Absatz 1 
nicht gebunden. 

Anmerkung 
Das Abkommen wurde von 95 Staaten unter­
zeichnet, von 63 ratifiziert, 11 erklärten den 
Beitritt (Stand: 10.7.1985). ln unserer nähe­
ren Umgebung fehlt die Ratifizierung von 
England, Holland, Luxemburg, Finnland 1md 
den USA. Die Schweiz, die Türkei und Irland 
haben nicht einmal unterschrieben. 
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Am 9. Juni 1985 hatte das Schweizer Volk über die 
eidgenössische Volksinitiative „Recht auf Leben" abzustim­
men, die wie folgt lautete: 
Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt: 

Jeder Mensch hat das Recht auf Leben und auf körper­
liche Unversehrtheit. 

Das Leben des Menschen beginnt mit dessen Zeugung 
und endet mit seinem natürlichen Tode. 

Der Schutz des Lebens und der körperlichen und gei­
stigen Unversehrtheit darf nicht mit Rücksicht auf weniger 
hohe Rechtsgüter beeinträchtigt werden. Eingriffe sind nur 
auf rechtsstaatlichem Wege möglich. 

Die Initiative wurde bei schwacher Stimmbeteiligung 
mit einer hohen Mehrheit von 69% der Stimmen abgelehnt. 

Unter dem Eindruck der Wahlkampagne entstand der 
nachfolgend auszugsweise abgedruckte Text „500 Jahre 
Recht auf Leben", der demnächst vollständig in der Zeit­
schrift NEMESIS, redigiert von G. Feigenwinter, Basel, er­
scheinen wird. 

Gunild Feigenwinter 
500 Jahre Recht auf Leben 

Die Bulle „Recht auf Leben" ist das Ideogramm 
der christlichen Kultur, welche auf eine denkwürdi­
ge Tradition in Massenmord an Frauen zurückblicken 
kann. Sie enthält in ihrer Essenz, in Voraussetzung 
und Intention das Endlösungsprogramm für die Frau­
enfrage. Nähere Einzelheiten dazu sind im Hexen­
hammer nachzulesen, der detailliert Auskunft gibt, 
wie mit Frauen, die abtreiben, zu verfahren sei. 

Die Form der Folter ist geschichtlich variabel, 
ihr harter Kern auffallend resistent. Gerichtet auf 
die Unterbindung der autonomen weiblichen Gebur­
tenkontrolle, die schlimmste Form der Hexerei (das 
„verabscheuungswürdige Verbrechen", Originalton 
Woytila), ist das genannte Standardwerk nach wie 
vor aktuell. Erschienen im Jahr des Herrn 1487, drei 
Jahre nach der einleitenden Bulle des lnnozenz von 
1484, die die umfassende Treibjagd auf die nicht ge­
fügigen Frauen anheizte, erlebt es zur Zeit eine auf 
den neusten Stand der Verfassungsrechte gebrachte 
Neuauflage. 

Die Lancierung der modernen Hexenbulle unter 
dem Namen „Recht auf Leben", von langer Hand 
im Dunstkreis des opus dei vorbereitet, wo die gei­
stigen Initiatoren dieses politischen Anschlags auf 
Leib und Leben der Frauen sitzen, zeugt, was das 
Timing betrifft, von alter Schule. Das Fünfhundert­
jahresjubiläum der Freigabe des weiblichen Lebens 
zur Hexenjagd, der dreihundertjährigen organisier­
ten Frauenverfolgung im christlichen Europa, ist in 
der Tat ein Anlaß zur Besinnung auf die „Grundwer­
te" dieser Kultur. Der Terror der barbarischen Ge­
bärnorm, die die Fortpflanzung wider den Willen 
der Frau schützt, richtet sich wie ihre historische 
Vorlage gegen das elementarste Recht der Frau auf 
menschenwürdiges Leben, gegen Autonomie und 
Integrität der Person. Daß diese Bedrohung der weib­
lichen Existenz, die Entrechtung der Frau bis in die 
Eingeweide, die Zerstörung des weiblichen Menschen­
rechts sich „Recht auf Leben" nennt, ist kein Miß­
verständnis, sondern konsequente Sprachregelung 
einer Menschenverfolgungsideologie mit blutiger Ge-
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schichte, die jeder faschistischen Bevölkerungspolitik 
die „Grundwerte" liefert.( ... ) 

Eine Initiative, derzufolge die Frau zum Objekt 
einer Rechtsgüterabwägung wird (wer wägt da eigent­
lich wen ab?), in der ihr Personenrecht zur Disposi­
tion steht gegenüber dem staatsgeschützten Embryo, 
der zu einer Person sui juris erhoben wird, ist nicht 
nur eine juristische Monstrosität sondergleichen (wel­
cher von den Herren Lebensschützern würde auch 
nur eine Sekunde seine Personenrechte als das „min­
der hohe Rechtsgut" gegenüber dem Embryo definie­
ren lassen?) - sie ist der Inbegriff der perversen Fan­
tasie der patriarchalen Machtverwalter, die einen 
Glaubenssatz als Prämisse in einem Verfassungsgrund­
satz verankern möchten. Dies „Recht", dem nichts 
so heilig ist, wie die Verfügungsgewalt über die Frau, 
dies Recht bedroht das Leben der Frau in gemeinge­
fährlicher Weise, während der Mann, der eine unge­
wollte Schwangerschaft verursacht oder die Frau zur 
Abtreibung nötigt, weiterhin straffrei ausgeht. Der 
Mann, der zu dumm oder zu brutal ist zur Verhütung 
oder beides, riskiert auch in Zukunft nichts, während 
die Frau kriminalisiert wird. Es herrscht patriarcha­
les Grundrecht.( ... ) 

Die eheliche Prostitution, d.h. durch ökonomi­
sche Sanktionen garantierte sexuelle Dienstleistungen 
der Frau, findet im Abtreibungsverbot ihre str;i.frecht­
liche Erfüllung. Der Gebärzwang ist die Fortsetzung 
des ehelichen Vergewaltigungsrechts mit anderen Mit­
teln. Weit entfernt davon, ein mittelalterliches Re­
likt aussterbender Verkehrsformen zu sein, ist die 
legalisierte Gewalt gegen Frauen, kulminierend in 
den Sanktionen gegen den Schwangerschaftsabbruch, 
die keii:i weibliches Leben vor ungewollter Schwan­
gerschaft schützen, einer der höchsten Werte des gel­
tenden Herrenrechts, deren Vertreter sich mit uner­
wünschten Embryos/Föten identifizieren. Das Frau­
enbild der allerchristlichsten Initiative ist dasselbe, 
das auch im Bordell herrscht: Dieses männlich kon­
zipierte „Lebensrecht" auf Kosten von Müttern und 
Kindern reduziert die Frau auf eine Sexualfunktion, 
degradiert sie zu einer subhumanen Gattung, die kein 
Menschenrecht hat. Die Initiative ist ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit.( ... ) 

Es herrscht Vaterrecht und sein Lebensbegriff 
weltweit: eine Welt mit Millionen von Kindern, deren 
elendes, grausames Leben die entmachteten, recht­
losen Mütter nicht verhindern konnten. Es herrscht 
das Recht auf Leben, das den sicheren Tod unzähliger 
Kinder der Dritten Welt bedeutet, auf die die christ­
liche Gebärreligion setzt. Das Elend ungewollter Kin­
der und ihrer Mütter, der wahre Horrorstreifen dieser 
vor Humanität triefenden Gesellschaft, ist aus dem 
Blickfeld der erbarmungslosen Christen gänzlich aus­
geblendet. ( ... ) 

Im christlichen Gewissen, durch dreihundert J ah­
re Frauenausrottung verfeinert und eingeschliffen, 
mag die frauenmörderische Gleichung der Initiative 
aufgehen - wie lange unsere Erde noch den Vater­
rechtsschutz und alle seine Folgen erträgt, darüber 
entscheidet diese Volksabstimmung nicht. 
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